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1. Einleitung:

Die Enquete-Kommissionen haben sich mittlerweile auf Bundesebene zu einer der bedeutendsten Einrichtungen im Bereich der Politikberatung entwickelt. Sie zeichnen sich insbesondere dadurch aus, dass in ihnen Abgeordnete des Deutschen Bundestages mit parlamentsfremden Wissenschaftlern zusammenarbeiten. Das führt in der Praxis häufig zu Schwierigkeiten, doch gleichzeitig wird durch diese ungewöhnliche Konstellation auch eine besonders gute Verbindung von politischem Wissen und themenbezogenem Sachverstand erreicht. In letzter Zeit haben diese Beratungseinrichtungen immer mehr die Aufmerksamkeit der Bevölkerung auf sich gezogen. Dies ist vor allem auf einige große Sach-Enqueten zurückzuführen. Beispiele dafür sind: „Chancen und Risiken der Gentechnologie“ , „Zukunft der Medien in Wirtschaft und Gesellschaft – Deutschlands Weg in die Informationsgesellschaft“ sowie auch „Demographischer Wandel – Herausforderungen unserer älter werdenden Gesellschaft an den einzelnen und die Politik“. Diese Themen waren gerade für die Medien von besonderem Interesse, wie zahlreiche Artikel, beispielsweise in der „Frankfurter Rundschau“
, beweisen. Doch solche Publikationen bringen nicht nur Lob oder Befürwortungen mit sich. Und da die Arbeit der Kommission natürlich auch finanzielle Mittel erfordert, ist schnell das Misstrauen der Medien und das der Bürger geweckt. Obwohl seit langer Zeit mithilfe verschiedenster Medien versucht wird die Arbeit des Deutschen Bundestages und seiner Organe für die breite Öffentlichkeit transparenter zu machen, ist es noch nicht gelungen die Mehrheit der Bürger über Vorgehensweisen im Bundestag zu informieren beziehungsweise sie damit vertraut zu machen. So ist es nicht verwunderlich, wie schnell kritische Fragen wie „Handelt es sich dabei nur um Expertengerede oder wird dort wirklich sinnvolle Politikberatung betrieben?“ aufkommen. Deshalb werde ich im Folgenden am Beispiel der Enquete-Kommission „Demographischer Wandel“ untersuchen, ob diese Kritik gerechtfertigt ist. 

2. Allgemeines zu Enquete-Kommissionen

2.1 Kurze Definition: 

Der Begriff „Enquete“ hat seinen Ursprung im Lateinischen (inquirere = prüfen, nachforschen, untersuchen) und bedeutet übersetzt soviel wie „amtliche Untersuchung“.

Enquete-Kommissionen sind Gremien die von politischer Seite, hauptsächlich vom Bundestag, eingesetzt werden. Ihre Aufgabe besteht in erster Linie darin als Beratungsgremium Informationen über Auswirkungen von ökonomischen, gesellschaftlichen oder technischen Entwicklungen zusammenzutragen. Da diese Themen meistens so umfassend sind, dass es dem Bundestag nicht möglich ist sie allein von den ständigen Ausschüssen des Parlaments ausreichend vorbereiten zu lassen, werden sie den Enquete-Kommissionen zur Vorbereitung übertragen. Auf diesem Wege wird gleichzeitig auch eine möglichst große Anzahl verschiedener kompetenter Meinungen zu den Themen oder Problemen eingefangen, da die Kommissionen nicht nur aus Abgeordneten des Deutschen Bundestages sondern auch aus Sachverständigen und Wissenschaftlern bestehen, die gleichberechtigt zusammenarbeiten. 
  Anders als bei ständigen Ausschüssen zielt die Arbeit darauf hin die Entscheidungen des Bundestages langfristig vorzubereiten. So wird die Arbeit der Kommission mit einem Bericht, der zwar Vorschläge aber keine Beschlussempfehlung enthält, abgeschlossen. 

2.2 Historischer Hintergrund der Entwicklung der Enquete-Kommission:

Heutzutage hat der Bundestag das Recht Untersuchungen und Nachforschungen, also Enqueten, durchzuführen. Dadurch wird die Stellung des Parlaments gegenüber der Regierung trotz der Machtunterschiede gesichert, da es im Stande ist, sich alle Informationen unabhängig von anderen Staatsorganen zu beschaffen und somit neutral und selbständig an alle Probleme herantreten kann. Nur auf dieser Basis kann eine Enquete-Kommission sinnvolle Arbeit leisten. Doch dieses Enquete-Recht musste sich in der Vergangenheit langsam entwickeln. Erstmals waren Ansätze davon in der Paulskirchenverfassung von 1848 zu erkennen. Es waren umfassende Untersuchungsrechte vorgesehen die ein grundlegendes Informationsrecht, aber auch das Kontrollrecht gegenüber der Regierung gewährleisten sollten. Der zweite Schritt in diese Richtung wurde 1871 mit der Reichsverfassung gemacht. Doch sie war anfangs noch unvollständig, da sie kein verfassungsrechtlich begründetes Untersuchungsrecht des Parlaments beinhaltete. Dies wurde allerdings, aufgrund ständiger Forderungen des Reichstags, 1919 in Form von Art. 34 der Weimarer Verfassung vervollständigt. Selbst in der Bundesrepublik Deutschland war das Enquete-Recht nach 1949 noch nicht vollständig ausgeprägt. Es galt zunächst nur in Sonderfällen wie Skandalen und

Missständen. Doch diese Einschränkung geriet in den 60er Jahren immer mehr in die Kritik. Deshalb wurden 1964 auf dem 45. Deutschen Juristentag konkrete Vorschläge ausgearbeitet. Diese beabsichtigten, den Sachverstand unabhängiger Experten für solche Kommissionen zu gewinnen, um dort mit Abgeordneten des Deutschen Bundestages zusammenzuarbeiten können. Dadurch sollte eine bessere Verbindung politischer Fragestellung mit dem notwendigen wissenschaftlich-sachlichen Hintergrund erreicht werden. Am 18. Juni 1969 beschloss der Deutsche Bundestag, das Institut der Enquete-Kommission in seine Geschäftsordnung aufzunehmen. Allerdings sah der § 74a der Geschäftsordnung vor, dass in der Regel Wissenschaftler und andere Sachverständige den Hauptanteil der Mitglieder in der Kommission stellten und Fraktionsangehörige nur selten oder in Ausnahmefällen dort mitarbeiten. In der Praxis es sich jedoch so, dass beide Gruppen etwa zu gleichen Teilen dort vertreten sind.

2.3 Unterschied zu Untersuchungsausschüssen:

Da sich, wie bereits erwähnt, der Begriff Enquete sowohl aus dem Lateinischen (inquirire) als auch aus dem Französischen (enquêter) herleiten lässt und beides mit „untersuchen“ übersetzt werden kann, wird die Enquete-Kommission leicht mit den Untersuchungsausschüssen verwechselt. Doch dies ist ein großer Fehler, da sowohl die Aufgabenbereiche als auch die Arbeitsweisen völlig unterschiedlich sind. Zudem werden an Enquete-Kommissionen ganz andere Erwartungen gerichtet, denn sie werden einberufen, wenn der Bundestag ein umfangreiches, komplexes Thema aus zeitlichen Gründen nicht ausreichend vorbereiten und bearbeiten kann. Im Gegensatz dazu stehen die Untersuchungsausschüsse, die hauptsächlich dazu bestimmt sind aktuelle Missstände oder umstrittene Sachverhalte aufzuklären. Die Aufgabe der Kommissionen besteht darin, das Thema sowohl von der politischen als auch von der wissenschaftlichen Seite her zu betrachten und regelmäßig Zwischenberichte zu erstellen.  Am Ende ihrer Arbeit steht ein Abschlussbericht, der zur Vorbereitung von Entscheidungen des Bundestages dient. 
 Die Ausschüsse hingegen beenden ihre Untersuchungen mit einer Beschlussempfehlung an den Bundestag. Ein weiterer wichtiger Unterschied liegt im rechtlichen Bereich. Denn Enquete-Kommissionen haben ihre verfassungsrechtliche Grundlage nicht in Art. 44 GG, sondern durch die Geschäftsordnungsautonomie des Deutschen Bundestages.
 

2.4 Rechtliche Verankerung im Grundgesetz:

Der Ursprung des Rechts jeden demokratisch-legitimierten Parlaments, Nachforschungen durchzuführen oder Informationen zu sammeln, liegt im Grundsatz der Gewaltenteilung, in Legislative, Exekutive und Judikative begründet. Die drei Gewalten sind dazu da, sich gegenseitig nach dem Prinzip der sogenannten „checks and balances“ zu kontrollieren und schaffen somit einen Ausgleich zwischen den Instanzen staatlicher Macht. Man kann folglich sagen, dass das Enquete-Recht dem Parlament eine gewisse Unabhängigkeit der Regierung gegenüber sichert. Es kann sich, ohne auf andere Organe des Staates zu achten, selbstständig Informationen beschaffen. Nur durch diesen Freiraum kann ein bestmögliches Arbeitsergebnis gewährleistet werden. Das Recht darauf ist dem Grundgesetz jedoch nicht unmittelbar zu entnehmen. In Art. 44 GG ist ausschließlich vom Recht des Bundestages, einen Untersuchungsausschuss einzusetzen, die Rede. Der Begriff Ausschuss umfasst allerdings nur ständige Beschlussorgane, zu denen die Enquete-Kommission nicht zählt, da sie nur informationsbeschaffende Vorarbeit leistet. Deshalb hat sie in der durch Art. 40 Abs. 1 Satz 2 GG begründeten Geschäftsordnungsautonomie des Deutschen Bundestages ihre verfassungsrechtlichen Grundlage. Doch somit sind Enquete-Kommissionen noch nicht ausdrücklich verfassungsrechtlich verankert. Deshalb arbeiten sie ausschließlich auf der Rechtsgrundlage des § 56 der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages. Darüber hinaus müssen sie sich in ihrer Arbeitsweise an die in § 74 der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages festgesetzten Verfahrensregeln halten.

2.5 Einsetzung einer Enquete-Kommission:

Enquete-Kommissionen können nur durch den Bundestag eingesetzt werden. Dies kann durch zwei verschiedene Verfahrensweisen geschehen. 

Zum einen gibt es die Mehrheitsenquete: Sie wird einberufen, wenn eine Fraktion oder mindestens 5 % der Mitglieder des Deutschen Bundestages einen Antrag auf   Einsetzung stellen. Darüber muss der gesamte Bundestag dann mit einfacher Mehrheit beschließen.

Zum anderen gibt es die Minderheitenenquete: Sie wird auf direkten Antrag von mindestens einem Viertel der Bundestagsmitglieder eingesetzt. Auch hier wird ein entsprechender Einsetzungsbeschluss des Bundestages benötigt, doch im Gegensatz zu der Mehrheitsenquete darf der Bundestag den Beschluss nicht verweigern, wenn der Antrag im Übrigen zulässig ist. 
 

Unabhängig von den beiden verschiedenen Möglichkeiten wird immer angestrebt, den Auftrag einer Enquete-Kommission bereits im Einsetzungsbeschluss möglichst präzise zu formulieren und ein zeitliches Limit festzusetzen. Gleichzeitig soll darauf geachtet werden, dass nicht zu strenge Anforderungen gestellt werden, damit jeder einzelner Kommission ein gewisser Spielraum für ihre Arbeit zur Verfügung steht.

2.6 Die Zusammensetzung einer Enquete-Kommission:

Die Mitglieder einer Enquete-Kommission sind zum einen Abgeordnete des Deutschen Bundestages, zum anderen Wissenschaftler oder andere Sachverständige mit Fachkenntnissen, die für das jeweilige Thema von Belang sind. Die Anzahl der Mitglieder der Kommission und das Verhältnis von Sachverständigen und Abgeordneten wird ausgehandelt und durch einen Beschluss festgelegt. Dabei ist zu beachten, dass alle Abgeordneten das gleiche Mitwirkungsrecht haben. In vielen Fällen ist es so, dass die Zusammensetzung der parlamentarischen Gremien die Besetzung des Plenums widerspiegelt. 
Die sachverständigen Kommissionsmitglieder, die nicht dem Bundestag angehören werden von den einzelnen Fraktionen bestimmt und vom Bundespräsidenten in ihr Amt berufen. Die Kriterien nach denen die außerparlamentarischen Sachverständigen ausgewählt werden sind sehr weit gesteckt. Sie dürfen nur nicht gleichzeitig Bedienstete der Bundesregierung sein. Es ist nicht einmal Pflicht, dass sie die deutsche Staatsbürgerschaft besitzen. Naturgemäß versuchen die einzelnen Fraktionen Sachverständige zu benennen, durch deren Argumentation ihre eigene Haltung zu dem bestimmten Thema untermauert wird. Alle Mitglieder der Kommission haben gemäß § 56 der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages einen einheitlichen Status und damit die gleichen Rechte und Pflichten. Dazu zählt unter anderem das Stimmrecht innerhalb der Kommission, das Erstellen von Datenmaterial, das Recht, Anträge zu stellen, über die Empfehlungen der Kommission zu entscheiden oder Beschlüsse mit finanziellen Auswirkungen zu fassen. Trotz der grundsätzlichen Gleichberechtigung besteht in der Realität eine Ausnahme, denn in jeder Kommission wird ein Vorsitzender gewählt. Dieser hat eine maßgebliche Position denn er trifft Vorbereitungen, kann das Wort erteilen und entziehen und darf an den Beratungen jederzeit inhaltlich mitwirken. Er wird abwechselnd von den verschiedenen Fraktionen gestellt. Die stärkste von ihnen stellt den Vorsitzenden in dem während einer Wahlperiode zuerst eingesetzten nicht-ständigen Gremium. Anschließend kommen die anderen Fraktionen in Reihenfolge ihrer Stärke zum Zuge. Außer dem Vorsitzenden wählt jede Fraktion noch ihren eigenen Sprecher, die sogenannten Obleute. Diese verstehen sich als Verhandlungsführer ihrer Fraktionen und vertreten somit auch deren Interessen.

2.7 Die Arbeitsweise einer Enquete-Kommission:

Die Erfüllung der eigentlichen Aufgabe der Enquete-Kommissionen, nämlich die Vorbereitung von Entscheidungen des Parlaments, erfordert im Vorfeld eine umfassende Informationsgewinnung und die daran anschließende Verarbeitung der Informationen zu einem Abschlussbericht.

Zunächst geht es für die Kommissions-Mitglieder darum, das notwendige Wissen und das schon vorhandene Datenmaterial zu ermitteln. Die Möglichkeiten, sich Informationen zu einem bestimmten Sachbereich zu beschaffen, sind breit gefächert. Die Mitglieder können dabei auf den internen sowie auf den externen Sachverstand zurückgreifen. 

Unter ersterem versteht man die Nutzung der Kenntnisse und Erfahrungen, über die die einzelnen Mitglieder der Kommission bereits verfügen. Bei Bedarf können diese  durch Besuche wissenschaftlicher Tagungen oder praktische Anschauungen noch erweitert werden. 

Die andere Möglichkeit, die sich den Mitgliedern bietet, ist sich externe Informationsquellen zu bedienen. Ihre Inanspruchnahme ist aufgrund der Komplexität der Themen fast immer notwendig. Es können Materialien von Ministerien angefordert oder Anhörungen von weiteren Sachverständigen organisiert werden. Qua Mehrheitsbeschluss bietet sich dem Gremium eine weitere Möglichkeit. Es können entgeltliche Gutachter- und Forschungsaufträge an einzelne Wissenschaftler oder Forschungsinstitute vergeben werden. 

Die Informationsverarbeitung findet  in der Regel in ganztägigen Sitzungen statt. Deren Diskussionsergebnisse werden in Form von Ergebnisprotokollen festgehalten. Über diese Entwürfe wird dann erneut diskutiert, es werden Veränderungen vorgeschlagen und per Abstimmung eingebracht. Die so entstandenen Berichte bilden die Grundlage der Abschlussberichte der Kommission.

2.8 Finanzierung der Kommissionsarbeit:

Um eine effektive und wirksame Arbeit einer Enquete-Kommission zu gewährleisten, muss für ausreichende finanzielle Mittel gesorgt werden. Die Kosten, die für eine Kommission anfallen, werden meistens im Haushaltsplan des Bundestages aufgeführt. Falls bei der Planung des Jahreshaushaltes die Einsetzung einer Enquete-Kommission noch nicht berücksichtigt werden kann, ist ein gesonderter Etatbeschluss im Rahmen der Haushaltsberatungen notwendig. Die Höhe der zur Verfügung stehenden Finanzmittel ist nicht festgeschrieben und wird allein nach dem Aufgabenbereich und dessen Umfang bestimmt. Beschließt der Bundestag aber die Einsetzung einer solchen Kommission bringt er gleichzeitig zum Ausdruck, dass auch für die Finanzierung gesorgt ist. Trotzdem behält er sich vor, bei Unstimmigkeiten über bestimmte Kostenpunkte mit der Kommission zu verhandeln oder gegebenenfalls Mittel zu kürzen.

2.9 Überblick über die Enquete-Kommissionen des Deutschen Bundestages von 1969 bis 2000: 

Die tabellarische Übersicht der 31 Enquete-Kommissionen von der 6. bis zur 14. Legislaturperiode ist im Anhang unter 8.1 einzusehen. 

3. Enquete-Kommission „Demographischer Wandel“

3.1 Erläuterung des Begriffs „Demographischer Wandel“

Der Demographische Wandel bezeichnet eine Tendenz in Bezug auf Größe und Alter der Bevölkerung. Seit Ende 1960 ist eine stark rückläufige Geburtenrate zu vermerken. Gleichzeitig steigt die Lebenserwartung der Menschen. Diese beiden Entwicklungen führen dazu, dass die Bevölkerung zahlenmäßig immer weiter abnehmen wird, während das Durchschnittsalter der Bürger stetig steigt.

Dieser Trend ist nicht nur in Deutschland, sondern auch in vielen anderen europäischen Ländern zu erkennen. 
 

3.2 Entstehung und Einsetzung der Enquete-Kommission „Demographischer Wandel“ 

Die Enquete-Kommission „Demographischer Wandel“ wurde erstmals in der 12. Legislaturperiode, im Oktober 1992, vom Deutschen Bundestag eingesetzt. Den dazu benötigten Antrag stellten die Fraktion der SPD sowie die Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. Die Kommission konstituierte sich am 4. November 1992 und trägt seit dem 2. Dezember 1992 den Namen „Demographischer Wandel – Herausforderungen unserer älter werdenden Gesellschaft an den einzelnen und die Politik“. Gegen Ende der 12. Legislaturperiode reichen die Mitglieder einen Bericht ein, in dem sie sich gleichzeitig für eine Wiedereinsetzung der Kommission aussprechen. Dies wird vom 13. Deutschen Bundestag in seiner 41. Sitzung am 1. Juni 1995 aufgegriffen. Auf Antrag der Fraktionen CDU/CSU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und F.D.P. wird die Enquete-Kommission erneut eingesetzt. Aufgabe ist nun die bereits gewonnen Ergebnisse noch zu vertiefen und die Arbeit unter dem gleichen Leitthema fortzusetzen.
3.3 Gründe für die Bildung der Enquete-Kommission „Demographischer Wandel“

Die in 3.1 beschriebene Entwicklung beeinflusst viele verschiedene Bereiche. So wirkt es sich negativ auf den Arbeitsmarkt aus, wenn die Erwerbsbevölkerung altert. Während das Durchschnittsalter der Belegschaft steigt, rücken gleichzeitig weniger Nachwuchskräfte nach. Auch die Finanzierung der sozialen Sicherungssysteme ist nicht länger gewährleistet. Dies führt vor allem bei der Altersvorsorge zu erheblichen Problemen führen.
 Doch  um diese Ausmaße richtig kalkulieren zu können und dem evtl. entgegenzuwirken, müssen zunächst alle gesellschaftlichen Rahmendaten im Zusammenhang mit dem Demographischen Wandel aufgearbeitet werden. Es muss genau festgestellt werden in welchem Zeitraum sich welche ökonomischen und sozialen Auswirkungen für die verschiedenen Generationen ergeben. Dies ist die Hauptaufgabe der Enquete-Kommission „Demographischer Wandel“. 

3.4 Mitglieder der Enquete-Kommission „Demographischer Wandel“

Die Enquete-Kommission setzt sich aus insgesamt 22 Mitgliedern zusammen:

einem Vorsitzenden, einem stellv. Vorsitzenden,11 Abgeordneten der verschiedenen Fraktionen und ihre 11 Vertreter, 11 Sachverständigen sowie einigen Stellvertretern für diese Positionen. Zusätzlich wird vom Bundestag ein Sekretariat gestellt, das zur wissenschaftlichen und organisatorischen Unterstützung dient. Dies besteht aus einem Leiter, einem stellvertretenden Leiter, mehreren wissenschaftlichen Mitarbeitern, einem Sachbearbeiter, Bürokräften und studentischen Hilfskräften.
 
 

3.5 Die Schwerpunkte der Kommissionsarbeit in der 12., 13. und 14. Legislaturperiode  

In der 12. Legislaturperiode wurde die Enquete-Kommission „Demographischer Wandel erstmals eingesetzt. Wichtigster Gegenstand der Kommissions-Arbeit waren in jeder Legislaturperiode die Folgen der stetig sinkenden Geburtenraten, die in fast allen Industrieländern zu verzeichnen sind. Dementsprechend waren die Nachforschungen der Kommission nicht nur auf Deutschland, sondern auf ganz Europa bezogen. Außerdem wurde es als notwendig erachtet, die Entwicklung über einen möglichst großen Zeitraum zu verfolgen. Diese Schwerpunkte galten für die gesamte Arbeit in allen Legislaturperioden, doch in Bezug auf die genaueren Untersuchungen lassen sich die jeweiligen Themen genauer differenzieren. 

So sollte sich die Kommission in der 12. Legislaturperiode zunächst umfassend über das Phänomen „Demographischer Wandel“ informieren. Als zweiter Schritt sollten das Soziale Umfeld und die Familie, vor allem in Bezug auf Haushaltsgrößen und das Verhältnis zwischen den Generationen, analysiert werden. Ein weiterer wichtiger Aspekt war die materielle Situation bei der besonderes Augenmerk auf die Alterssicherungssysteme gelegt wurden. Mithilfe dieser Grundlagen konnte sich die Kommission dann dem Bereich Wirtschaft und Arbeitsmarkt zuwenden, bei dem für sie die Flexibilität und die ausländischen Arbeitnehmer von besonderem Interesse waren. Außerdem beschäftigten sich die Mitglieder mit dem Thema „aktives Älterwerden“. Darunter fassten sie nachberufliche Tätigkeiten und die Beteiligung in der Gesellschaft zusammen. Eng damit verknüpft sind die gesammelten Aspekte in Bezug auf altersgerechtes Wohnen, die unter den Punkt Wohnen und Wohnumfeld fallen. Der letzte Gegenstand, der in diesem Zeitabschnitt behandelt wurde, waren „gesundheitliche Situationen“ sowie „Versorgung und Betreuung“. 

Als die Enquete-Kommission „Demographischer Wandel“ in der darauffolgenden Legislaturperiode erneut eingesetzt wurde, geschah dies, damit die Arbeit der letzten zwei Jahre noch weiter vertieft werden konnte. Dabei sollten die wichtigsten Punkte der letzten Legislaturperiode weiterhin als Leitfaden für die Arbeit genutzt werden, jedoch wurden drei weitere Themenschwerpunkte hinzugefügt. Dazu gehört der Wandel familialer und außerfamilialer Strukturen sowie der Aufbau von Hilfs- und Helferstrukturen insbesondere in Bezug auf die finanzielle Situation von Familien.

Der Themenschwerpunkt, dem sich die Kommissionsmitglieder widmeten, betrifft die Arbeitsmarktentwicklung und Innovationsfähigkeit der Gesellschaft. Dabei wurden vor allem die Konsequenzen einer steigenden Erwerbsbeteiligung für die Arbeitsnachfrage unter Berücksichtigung der Kommerzialisierung bisheriger unentgeltlicher Tätigkeiten beobachtet. Ein Aspekt, der schon einmal behandelt, und als so wichtig erachtet wurde, dass er erneut untersucht werden muss, ist das soziale Sicherungssystem. 

Da sich der „Demographische Wandel“ als ein sehr komplexes Thema darstellte und die Arbeit der Enquete-Kommission aus dem Grund noch nicht vollständig abgeschlossen war, wurde sie in der 14. Legislaturperiode ein letztes Mal eingesetzt. Diesmal bestand die Aufgabe darin, die bereits erarbeiteten Ergebnisse, die teilweise schon in Zwischenberichten zusammengefasst wurden, noch zu vertiefen und auf einen weiteren Sonderpunkt hin zu untersuchen. Teilweise zeichneten sich in Bezug auf die Auswirkungen der demographischen Entwicklung große Unterschiede zwischen den alten und den neuen Bundesländern ab. Diese sollten deutlich herausgearbeitet und verglichen werden. Durch die so gewonnenen Erkenntnisse soll Deutschland dann im Verhältnis zu den anderen europäischen Ländern betrachtet werden. So kann ein verlässlicher internationaler Vergleich vorgenommen werden und es ist leichter zu erkennen, inwiefern der Bevölkerungsrückgang zum Problem werden und wie dem entgegengewirkt werden kann. Am 22. April 2002 wurde die Zusammenfassung aller Ergebnisse in Form eines Schlussberichtes durch Walter Link dem Bundestag übergeben. 
 

3.6 Ergebnisse des Schlussberichts: 

Die Enquete-Kommission hat die Arbeitsergebnisse der drei Legislaturperioden in einem Schlussbericht gebündelt und liefert dem Bundestag damit Vorschläge, wie er mit dem Bevölkerungsrückgang in Zukunft verfahren kann. Um den Abgeordneten einen Überblick über die mögliche Entwicklung zu geben, hat die Kommission erst einmal die Rahmenbedingungen zusammengefasst. 

Die Geburtenrate wird auf einem niedrigen Niveau bleiben während die Lebenserwartung stetig zunimmt. Dadurch wird hauptsächlich in zahlenmäßig kleineren Bevölkerungen eine Verschiebung der Altersstruktur stattfinden. Selbst eine kontinuierliche Zuwanderung kann diese Entwicklung allenfalls mildern, ihr jedoch nicht völlig entgegenwirken. Das führt dazu, dass das Durchschnittsalter der erwerbsfähigen Bevölkerung stark zunimmt und immer weniger junge Menschen den älteren gegenüberstehen. Um diesen Sachverhalt in Form einer Allegorie auszudrücken wird oft von einer „auf dem Kopf stehenden Alterspyramide“ oder auch von einer Tanne, die sich mit der Zeit in einen Pilz verwandelt, gesprochen. 
 

Nachdem die Kommissionsmitglieder die Abgeordneten mit der allgemeinen Situation, bezogen auf den „Demographischer Wandel“ vertraut gemacht haben, erläutern sie die Problematik verschiedener Bereiche etwas genauer. Einer der wichtigsten Aspekte stellt dabei die Folgen der Entwicklung für den Arbeitsmarkt dar. Abschließend wird ein Konzept vorgeschlagen, das einige Handlungsansätze enthält. So haben die Kommissionsmitglieder erarbeitet, dass die Bewältigung dieser Veränderungen nur in Form einer Gesamtstrategie zu erreichen ist. Wichtige Ziele wie der Abbau der Arbeitslosigkeit, die Gleichstellung der Frauen im Berufsleben und eine verbessere Integration von Migranten im Bildungssystem sind so eng mit dem Demographischen Wandel verknüpft, dass sie nur zusammen erreicht werden können.26 Besonderes Augenmerk wurde dabei auch auf einen Lösungsansatz gelegt, mit dem weiterhin bestimmte Sozialleistungssysteme gesichert werden können. So soll auch in Zukunft auf ein gegliedertes Alterssicherungssystem vertraut werden, jedoch mit der Veränderung, dass die Verantwortung dafür nicht nur bei den staatlichen Rentenversicherungen zu suchen ist. Also Ziel wird angestrebt, dass sich die Alterssicherung möglichst zu gleichen Teilen aus umlagefinanzierten und kapitalgedeckten Vorsorgeformen zusammensetzten. Solche Handlungsvorschläge arbeiteten die Kommissionsmitglieder zu jedem ihrer Hauptthemen aus und sorgen somit für eine Basis an Informationen, die der Bundestag benötigt um weitere Entscheidungen zu treffen. Der Schlussbericht wurde am 

20. Januar 2002 in der 20. Sitzung der Enquete-Kommission einstimmig beschlossen.27
4. „Expertengerede oder sinnvolle Politikberatung?“ 

4.1 Hat die Enquete-Kommission „Demographischer Wandel“ Arbeit geleistet, die der  Bundestag nicht hätte erbringen können?

Der Deutsche Bundestag ist das zentrale, demokratisch legitimierte Staatsorgan in unserer Bundesrepublik. Ihm obliegen laut Grundgesetz die Gesetzgebungsfunktion (Art. 70-82), die Wahl wichtiger Staatsorgane, die Verabschiedung des Haushaltsplans und die Aufgabe, Regierung und Verwaltung zu kontrollieren (Art. 43, 44, 67, 110). Um all diesen Aufgaben ausreichend nachzukommen, muss die Arbeit unter den Abgeordneten oder von ihnen ernannten Personen aufgeteilt werden. Dazu wurden in der jetzigen Legislaturperiode 23 ständige Ausschüsse gebildet. Darin wird die wesentliche Facharbeit, zum Beispiel bei der Beratung der Gesetze, geleistet. Außerdem können Untersuchungsausschüsse eingesetzt werden, um die Bundesregierung zu kontrollieren. Für die Wahl des Bundeskanzlers und die ständige Überprüfung seiner Amtsführung ist der gesamte Bundestag zuständig. Sollte diese nicht der Auffassung der Abgeordneten entsprechen, kann ein konstruktives Misstrauensvotum eingeleitet werden.28 Für die Überprüfung aller Einnahmen und Ausgaben der Bundesregierung bedient sich der Bundestag der Hilfe des Bundesrechnungshofes. Weitere wichtige Ausschüsse sind die Parlamentarische Kontrollkommission und zusammen von Bundesrat und Bundestag der Vermittlungs- sowie der Gemeinsame Ausschuss. 29
Allein die eben erläuterte, aufwendige Organisation, die notwendig ist um alle Aufgaben und Pflichten wahrzunehmen verdeutlicht, wie viel Arbeit der Deutsche Bundestag bewältigen muss. Dies wäre ohne die Zuordnung der Abgeordneten in verschiedene Themen-Ausschüsse nicht zu schaffen. Doch in der Praxis hat sich gezeigt, dass allein die ständigen Ausschüsse dafür nicht mehr ausreichen. Aus diesem Grund hat sich in den letzten Legislaturperioden im Bundestag der Trend dahin entwickelt, wichtige Themen einer Enquete-Kommission zur Beratung zu übergeben.30 Hätte der Bundestag diese Option nicht, könnte kein Thema unter solch optimalen Vorraussetzungen behandelt werden, wie es durch die Kommission ermöglicht wird. Der Bundestag ist durch sein weit gestecktes Betätigungsfeld schon sehr stark ausgelastet. Würde er sich darüber hinaus mit Themen, die sich über mehrere Jahre hinstrecken können, befassen, würden möglicherweise andere Bereiche, wie die Gesetzesgebung oder die Kontrollfunktion, aufgrund von Zeitmangel, darunter leiden. Dies ist auch am Beispiel des Demographischen Wandels gut zu erkennen. Die Arbeit der Mitglieder zog sich über drei Legislaturperioden hinweg und hätte vom Bundestag nicht so intensiv geleistet werden können. Außerdem entsteht nur aufgrund der außergewöhnlichen Zusammenarbeit von sachverständigen Wissenschaftlern und Abgeordneten ein besonders komplexer Blickwinkel, aus dem die Thematik bewertet werden kann. Daraus ergibt sich, dass nur durch die Kommission die Auseinandersetzung mit gewichtigen Themen und Problemen tiefergehend und ohne Zeitdruck vonstatten gehen kann und nur so eine sinnvolle Politikberatung gewährleistet ist. 

4.2 Eine weitere Enquete-Kommissionen die für sinnvolle Politikberatung steht

Eine besonders beachtliche Leistung hat die Kommission „Aufarbeitung von Geschichte und Folgen der SED-Diktatur“ erbracht. Die Kommission wurde im März 1992 gegründet und arbeitete 6 Jahre lang unter der Leitung von Rainer Eppelmann. Insgesamt gaben die Mitglieder 300 Gutachten und Berichte in Auftrag und verarbeiteten diese. In 68 Anhörungen wurden über 600 Zeitzeugen und Sachverständige angehört und befragt. 31Diese Fülle von Möglichkeiten, die sich in Bezug auf weiter Handlungsmöglichkeiten in der Zukunft eröffnete, führte dazu, dass die Kommission sich für eine Stiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur einsetzte. Diese Idee wurde vom Bundestag aufgegriffen und im Juni 1998 wurde beschlossen die Stiftung mit Bundesmitteln auszustatten. Ihre Hauptaufgaben besteht darin, die privaten Aufarbeitungsinitiativen vor allem in den neuen Ländern zu fördern, die Opfern der sowjetischen Besatzung und der SED-Diktatur zu betreuen, Forschungsvorhaben über die Diktaturformen auf DDR-Gebiet zu unterstützen, Materialien über Opposition und Widerstand auszuwerten und zu sichern, die internationale Zusammenarbeit bei der Aufarbeitung von Diktaturen in Europa zu stärken.32 

4.3 Weiterverwendung der in der Enquete-Kommission „Demographischer Wandel“ erarbeiteten Ergebnisse in der Rürup-Kommission

„Kommission für die Nachhaltigkeit in der Finanzierung der Sozialen Sicherungssysteme“- so heißt das von Gesundheitsministerin Ulla Schmidt im Herbst 2002 eingesetzte Gremium offiziell. Den mittlerweile geläufigeren Namen gab ihm jedoch Bert Rürup, der Leiter der Kommission. Rürup ist spätestens seit seiner Arbeit in der Enquete-Kommission „Demographischer Wandel“ des Bundestages bekannt. Außerdem war er schon im Sachverständigenrat zur Begutachtung zur gesamtwirtschaftlichen Lage im März 2000 als einer der „Fünf Weisen“ tätig.33 Die Aufgabe seiner Kommission ist, bis zum Herbst 2003, nach dem Muster der Hartz-Kommission, Vorschläge für Reformen der Kranken-, Sozial-, Pflege und Rentenversicherung zu entwickeln.34 Dazu benötigt er das Basiswissen und die Fakten, die er einige Jahre zuvor in der Enquete-Kommission „Demographischer Wandel“ erarbeitet hat. Ohne die damaligen Analysen wäre es schwer zu kalkulieren wie sich der Bevölkerungsrückgang in Zukunft  entwickeln wird. Somit wäre die Rürup-Kommission auch nicht in der Lage schon Pläne solch konkreter Art zu entwickeln um verschiedene Sozialsicherungssystem so früh möglich zu stützen. Rürup hat fünf verschiedene Aufgabenbereiche zugeteilt bekommen, die, vor dem Hintergrund des „Demographischen Wandels“, neu strukturiert und überarbeitet werden müssen. Dazu gehört unter anderem die gesetzliche Rentenversicherung. Die Kommission soll die eingeleiteten Reformen, zum Beispiel auch die Riester-Rente überprüfen. Außerdem sollen sie über neue Möglichkeiten nachdenken, wie die Rente auch zu finanzieren sein könnte. Ein weiterer Aspekt bei dem neue Lösungsvorschläge erwartet werden, ist die gesetzliche Krankenversicherung. Das Ziel dabei ist, die Krankenkassen möglichst schnell und langfristig zu entlasten. Ein anderer Punkt ist die Pflegeversicherung. Von der Kommission werden Ideen erwartet, wie mit Hilfe der Pflegeversicherung eine Versorgung auch auf hohem Niveau gewährleistet werden kann. Außerdem soll die Organisation der Sozialversicherung verändert werden. Die Kommission soll darüber entscheiden ob es ausreicht die Sozialversicherung neu zu strukturieren oder welche aufwendigeren Reformen an dieser Stelle angebracht sind. Ein besonders wichtiges Problem, dass die Arbeitsgruppe lösen soll, ist, wie es jedem Bundesbürger künftig möglich sein soll, seine Sozialleistungen EU-weit zu erhalten.34
5. Zusammenfassung und eigene Stellungnahme

Am Beispiel des demographischen Wandels wird die Funktion einer Enquete-Kommission besonders deutlich. Sie wurde eingesetzt, als die ersten Anzeichen des Bevölkerungsrückgangs festzustellen waren. Wegen der Komplexität des Problems und dem damit verbundenen Zeitaufwand bei der Bearbeitung, war es dem Bundestag nicht möglich war sich ausreichend mit dem Thema zu befassen. Die Kommission informierte den Bundestag mittels einiger Zwischenberichte über ihr Vorgehen und legte nach fast 10 Jahren Arbeit den Schlussbericht vor. Auf der Basis dieses Schlussberichtes kann der Bundestag nun in die politische Disskussion und Entscheidungsfindung eintreten. 

Dass der Bundestag die Möglichkeit hat, Kommissionen einzurichten, halte ich grundsätzlich für sinnvoll. So kann er sich selbst entlasten und gleichzeitig wichtige Themen auf wissenschaftlicher Basis untersuchen lassen. Doch andererseits sehe ich hier die Gefahr, dass der Bundestag bei konfliktreichen Themen derartige Kommissionen einsetzten könnte und so versucht, erst einmal Zeit zu gewinnen, ohne dass das Thema umgehend an die Öffentlichkeit gelangt. 

Einen weiteren Schwachpunkt der Enquete-Kommissionen sehe ich im Auswahlverfahren der Sachverständigen für die Mitarbeit in der Gruppe. Dadurch, dass jede Fraktion versucht Wissenschaftler zu benennen, die ihre eigene Meinung mit Fakten und Argumenten stützt, kann nicht immer gewährleistet werden, dass die Themen wirklich aus jedem Blickwinkel betrachtet werden und nicht hauptsächlich Parteipolitik betrieben wird. 35
Ein Beispiel dafür, dass eine nicht ganz optimale Besetzung einer Enquete-Kommission zu schwerwiegenden Fehlentscheidungen führen kann, zeigt die Kommission „zu sogenannten Sekten und Psychogruppen“. Ihr überraschendes Ergebnis lautete, dass die neuen religiösen Bewegungen keine größere Gefahr darstellen als die traditionellen Zusammenschlüsse. Diese Aussage wird in ihrer Glaubwürdigkeit allerdings erheblich geschwächt wenn man weiß, dass unter den Experten Vertreter der „Gesellschaft für Biblisch-Therapeutische Seelsorge“ (BTS) waren. Einer von ihnen war der Sektenbeauftragte Hansjörg Hemminger. Und zur Beurteilung dessen, was als Sekte gilt, wird der ‚Persönlichkeitsstrukturtest' von Michael Dieterich verwendet, eine Spielart des Schichtenmodells des Okkultisten C. G. Jung. Dabei stellt sich nun die Frage, ob die politischen Entscheidungsträger angesichts solcher parteiischen Sachverständigen ein Fazit erhalten, mit dem sie gute Politik gestalten können. 36
Doch glücklicherweise handelt es sich bei diesem Beispiel um einen Ausnahmefall. Die Enquete-Kommission „Demographischer Wandel“ hingegen zeigt, wie die Arbeit in den meisten Fällen verlaufen ist. In mehreren Schritten ist eine umfassende, wissenschaftlich fundierte und sachlich begründete Arbeitsgrundlage entwickelt worden. Diese Arbeit hätte der Bundestag aufgrund seiner zahlreichen Aufgaben in den verschiedensten Bereichen, die ich unter 4.1 erläutert habe, nicht hätte erbringen können. Deshalb halte ich die Enquete-Kommissionen insgesamt für äußerst sinnvolle Gremien, die in vielen Bereichen unentbehrliche Politikberatung erbringen, wobei der Besetzung der Kommissionen größte Sorgfalt zukommen muß.
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7. Anhang 

7.1

Ergänzung zu 2.9 Überblick über die Enquete-Kommissionen des deutschen Bundestages von 1969 bis 2002 37
	Wahlperiode/ Jahr
	Enquete-Kommission

	6.
	1969-1973
	Auswärtige Kulturpolitik

	6.
	1969-1973
	Fragen der Verfassungsreform

	7.
	1972-1973
	Auswärtige Kulturpolitik

	7.
	1972-1973
	Verfassungsreform

	7.
	1972-1973
	Frau und Gesellschaft

	8.
	1976-1980
	Frau und Gesellschaft

	8.
	1976-1980
	Zukünftige Kernenergiepolitik

	9.
	1980- 1983
	Neue Informations- und Kommunikationstechniken

	9.
	1980- 1983
	Jugendprotest im demokratischen Staat

	9.
	1980- 1983
	Zukünftige Kernenergiepolitik

	10.
	1980- 1983
	Chancen und Risiken der Gentechnologie

	10.
	1980- 1983
	Einschätzung und Bewertung von Technikfolgen; Gestaltung von Rahmenbedingungen der technischen Entwicklung

	11.
	1987-1990
	Gefahren von AIDS und wirksame Wege zu ihrer Eindämmung

	11.
	1987-1990
	Strukturreform der gesetzlichen Krankenversicherung; 

	11.
	1987-1990
	Vorsorge zum Schutz der Erdatmosphäre

	11.
	1987-1990
	Gestaltung der technischen Entwicklung; Technikfolgenabschätzung und - Bewertung

	11.
	1987-1990
	Zukünftige Bildungspolitik – Bildung 2000

	12.
	1987-1990
	Schutz der Erdatmosphäre

	12.
	1987-1990
	Schutz des Menschen und der Umwelt

	12.
	1987-1990
	Aufarbeitung von Geschichte und folgen der SED-Diktatur

	12.
	1987-1990
	Demographischer Wandel – Herausforderungen unserer älter werdenden Gesellschaft an den einzelnen und die Politik

	13.
	1994-1998
	Demographischer Wandel – Herausforderungen unserer älter werdenden Gesellschaft an den einzelnen und die Politik 

	13.


	1994-1998.
	Schutz des Menschen und der Umwelt – Ziele und Rahmenbedingungen einer nachhaltigen und zukunftsträchtigen Entwicklung

	13.
	1994-1998
	Aufarbeitung von Geschichte und Folgen der SED-Diktatur

	13.
	1994-1998
	Zukunft der Medien in Wirtschaft und Gesellschaft

	13.
	1994-1998
	Sogenannte Sekten und Psychogruppen

	14.
	1998-2002
	Globalisierung der Weltwirtschaft – Herausforderungen und Antworten

	14.
	1998-2002
	Zukunft des Bürgerlichen Engagements

	14.
	1998-2002
	Demographischer Wandel – Herausforderungen unserer älter werdenden Gesellschaft an den einzelnen und die Politik

	14.
	1998-2002
	Nachhaltige Energieversorgung unter den Bedingungen der Globalisierung und der Liberalisierung

	14.
	1998-2002
	Recht und Ethik der modernen Medizin


7.2

Ergänzung zu 3.4 Mitglieder der Enquete-Kommission „Demographischer Wandel“ 38
Vorsitzender: Abg. Walter Link (CDU/CSU)

Stellvertretende Vorsitzende: Abg. Gabriele Iwersen (SPD)

Abgeordnete:

ordentliche Mitglieder                                              stellvertretende Mitglieder

CDU/CSU-Fraktion

Renate Diemers                                                          Anke Eymer

Peter Keller (Obmann)                                                Ilse Falk

Walter Link                                                                  Manfred Koslowski

Erika Reinhardt                                                           Hans-Jürgen Kronberg

Andreas Storm                                                            Ortrun Schätzle

SPD-Fraktion

Arne Fuhrmann (Obmann)                                          Dr. Hans-Hinrich Knaape

Gabriele Iwersen                                                         Ulrike Mascher

Christa Lörcher                                                           Regina Schmidt-Zadel

Erika Lotz                                                                    Lisa Seuster

F.D.P.-Fraktion

Lisa Peters (Obfrau)                                                   Ulrich Heinrich

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Irmingard Schwewe-Gerik (Obfrau)                           Monika Knoche

Gruppe PDS

Heidemarie Lüth (Obfrau)                                          Rosel Neuhäuser

Sachverständige:
Dr. Margret Dieck; Deutsches Zentrum für Altersfragen; Berlin; (bis November 1996)

Prof. Dr. Charlotte Höhn; Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung; Wiesbaden

Prof. Dr. Eckhard Knappe; FB IV-Volkswirtschaft; Universität Trier

Prof. Dr. Dr. h.c. Ursula Lehr; Deutsches Zentrum für Altersforschung; 

Universität Heidelberg

Prof. Dr. Bernd von Maydell; Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Sozialrecht; München

Dr. Marion Michel; Institut für Arbeitsmedizin und Sozialmedizin;Universität Leipzig

Prof. Dr. Gerhard Naegele; Forschungsgesellschaft für Gerontologie e.V.; Institut für Gerontologie; Universität Dortmund

Prof. Dr. Anita Pfaff; Institut für Volkswirtschaftslehre; Universität Augsburg; 

(seit März 1997)

Prof. Dr. Dr. h.c. Bert Rürup; Fachbereich Volkswirtschaftslehre; 

Technische Universität Darmstadt

Prof. Dr. Winfried Schmähl; Zentrum für Sozialpolitik; Universität Bremen

Prof. Dr. Gert Wagner; Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, Berlin; Centre for Economic Policy Research, London

Dr. Joachim Wilbers; Caritas Trägergesellschaft Trier e.V. (ctt); Trier

Prof. Dr. Margherita Zander; Fachhochschule Münster

Leiter des Sekretariates:  

Ministerialrat Roland Jacob (bis 30. September 1997)

Ministerialrat Norbert Linn (seit 1. Oktober 1997)

Stellvertreter/Wissenschaftlicher Mitarbeiter:

Ulrich Schneider (Dipl.-Soziologe, Dipl.-Pädagoge)

Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter:

Kai-Uwe Beger, M.A. (Soziologe)

Prof. Dr. Ursula Braun-Moser (Dipl.-Volkswirtin), (bis 31. Mai 1997)

Ulrike Moersch, M.A., Mag. rer. publ. (Politik- und Verwaltungswissenschaftlerin)

Konrad Peter (Dipl.-Volkswirt)

Dr. Dietmar Scherer (Dipl.-Volkswirt), (vom 1. Februar 1997 bis 15. Juni 1998)

Sachbearbeiterin/Büroleiterin: 

Anita Olck-Lehmann

Büro- und Schreibkräfte:

Sabine Balzer (bis 29. April 1997)

Jacqueline Deuster-Weber (bis 3. Juni 1997)

Sandy Richter (28. Apri 1997 bis 31. Oktober 1997)

Cordula Rötz-Möller (seit 4. Juni 1997)

Eyleen Spechtenhauser (seit 29. September 1997)

Studentische Hilfskräfte, je zeitweise
Miriam Baecker, Nuran Ersoy, Mounia Gannas,

Sascha Gaul, Judith Müller-Willems, Martin Preuûer, Patrick Sourek,

Heiko Stelzer, Ioannis Vaizidis, Ying Zhao

Wissenschaftliche Mitarbeiter der Fraktionen:

CDU/CSU:

Friedrich Wedemeyer, M. A.

SPD:

Ulrich Heier, M. A.; Irmtraud Bojahr

F.D.P.:

Ute Kreienmeier

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Maud Meinel

7.3

Ergänzung zu 3.6 Ergebnisse des Schlussberichts

Graphik zum Demographischen Wandel: 39
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7.4

Ergänzung zu 4.2 Eine weitere Enquete-Kommissionen die für sinnvolle 

Politikberatung  steht 40  
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                                                                                        Als Bürgerrechtler während der DDR-Diktatur bedankt sich Rainer Eppelmann am 16. Februar 2002 bei Papst Johannes Paul II. für dessen bedeutende Leistung bei der Überwindung des Kommunismus. Der Papst hatte großen Anteil an der friedlichen Revolution im Gebiet des damaligen Warschauer Paktes. Als Zeichen der Anerkennung übergab ihm der Leiter der Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages zur „Aufarbeitung von Geschichte und Folgen der SED-Diktatur“ den Abschlußbericht.

7.5 Ergänzung zu 4.3 Weiterverwendung der in der Enquete-Kommission „Demographischer Wandel“ erarbeiteten Ergebnisse in Form von der Rürup-Kommission 41
Bundessozialministerin Ulla Schmidt hat am 21.11.02 die Mitglieder ihrer Kommission benannt. Neben einem Vertreter von Regierungsseite, dem Staatssekretär im Bundesministerium für Gesundheit und soziale Sicherung Heinrich Tiemann, gehören noch folgende Experten diesem Gremium an: 

Roland Berger Unternehmensberater 

Axel Börsch-Supan Professor für Wirtschaftswissenschaften an der Universität Mannheim, Direktor des Mannheimer Forschungsinstituts Ökonomie und demographischer Wandel 

Dr. Claus-Michael Dill Vorstandschef der Axa-Versicherungsgruppe 

Dominique Dölling Unternehmensberaterin, Bundesvorsitzende der Wirtschaftsjunioren Deutschland (WJD) 

Dr. Ursula Engelen-Kefer Stellvertretende Vorsitzende des Deutschen Gewerkschaftsbundes 

Gisela Färber Professorin für wirtschaftliche Staatswissenschaften an der Hochschule Speyer, Mitglied des Sozialbeirats 

Günther Fleig Personalvorstand der DaimlerChrysler AG 

Nadine Franz Bürokauffrau bei der Schering AG Berlin, Mitglied der Tarifkommission der IG Bergbau-Chemie-Energie 

Jürgen Husmann Mitglied der Hauptgeschäftsführung der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA), Mitglied der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte (BfA), Mitglied des Sozialbeirats 

Prof. Dr.Dr.Karl W. Lauterbach Direktor des Instituts für Gesundheitsökonomie, Medizin und Gesellschaft (IGMG) an der Universität Köln 

Prof. Dr. Edda Müller Vorstand der Verbraucherzentrale Bundesverband 

Prof. Dr.Dr.Eckhard Nagel Direktor des Instituts für Medizinmanagement und Gesundheitswissenschaften an der Universität Bayreuth, Leiter des Transplantationszentrums am Klinikum Augsburg, stellvertretender Vorsitzender des Nationalen Ethikrates, Präsident des Deutschen Evangelischen Kirchentages für die Jahre 2001 bis 2007 

Prof. Frank Nullmeier Professor für Politikwissenschaften an der Universität Bremen 

Dr. Helmut Platzer Vorstandsvorsitzender der AOK Bayern 

Prof. Dr. Bernd Raffelhüschen Direktor des Instituts für Finanzwissenschaften an der Universität Freiburg 

Prof. Dr. Franz Ruland Geschäftsführer des Verbandes Deutscher Rentenversicherungsträger 

Prof. Dr. Josef Schmid Professor für Politische Wirtschaftslehre an der Universtität Tübingen 

Manfred Schoch Gesamtbetriebsrats-Vorsitzender der BMW-AG, Mitglied im Verwaltungsrat des Bundesverbandes der Betriebskrankenkassen 

Barbara Stolterfoht Staatsministerin a.D. in Hessen, Vorsitzende des Deutschen Paritätischen Wohlfahrtsverbandes 

Dr. Gitta Trauernicht Niedersächsische Ministerin für Frauen, Arbeit und Soziales 

Eggert Voscherau Vorstandsmitglied der BASF AG 
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